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men der Ausübung der staatlichen Macht hfrvorgehoben 
werden, was in der Gewährleistung eines stärkeren Zu­
sammenwirkens zwischen den Organen der staatlichen 
Macht und Leitung (ihnen sind die Abschnitte V und VI 
der Verfassung gewidmet), zwischen den Organen der Lei­
tung und dem Gericht (gegen Handlungen von Funktionä­
ren, die gegen das Gesetz verstoßen, kann gemäß Art. 58 
vor Gericht Einspruch erhoben werden), zwischen dem 
Gericht und dem Schiedsgericht (Kapitel 20) zum Aus­
druck kommt. Die Volkskontrolle und das Schiedsgericht 
wurden in den Rang von Verfassungsorganen erhoben, 
während ihr Status bisher durch die laufende Gesetzge­
bung bestimmt wurde.

Der Systemcharakter aller Arten von Staatsorganen, 
z. B. der Sowjets, fand seine weitere Ausprägung (Art. 89). 
Das trägt dazu bei, die Tätigkeit ihrer Glieder einheit­
licher zu gestalten.

Verändert wurden die Amtsperioden der staatlichen 
Organe. Die Amtsperiode der Obersten Sowjets, der Ge­
richte und des Generalstaatsanwalts beträgt fünf Jahre, 
die der örtlichen Sowjets und der Volksbeisitzer zweiein­
halb Jahre. Die Verlängerung der Dauer der Vollmachten 
dieser Organe trägt zu einer stärkeren Abstimmung ihrer 
Tätigkeit und zu einer besseren Koordinierung mit dem 
Geltungsbereich der Pläne für die wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung bei.

Die Aufgaben, die Funktionen, die Rechte und die Ver­
antwortung der verschiedenen staatlichen Organe sind in 
Übereinstimmung mit den grundlegenden strategischen 
und taktischen Zielen des Sowjetstaates insgesamt festge­
legt. Die Kompetenz der Obersten Sowjets bei der Lösung 
der wichtigsten staatlichen Probleme und bei der Siche­
rung der komplexen wirtschaftlichen und sozialen Ent­
wicklung der Unionsrepubliken und autonomen Republi­
ken usw. wurde erweitert. Der Oberste Sowjet der UdSSR 
ist bevollmächtigt, über alle Fragen zu entscheiden, die 
zur Kompetenz der UdSSR gehören. Die Rolle der örtli­
chen Sowjets bei der Leitung des staatlichen, wirtschaft­
lichen sowie sozial-kulturellen Aufbaus auf ihrem Terri­
torium wurde erhöht; das betrifft vor allem die Koordi­
nierung und Kontrolle der Tätigkeit von Organisationen, 
die übergeordneten Organen unterstellt sind, sowie die 
Sicherung der komplexen ökonomischen und sozialen Ent­
wicklung.

Unter Berücksichtigung der neuen Aufgaben wurden 
die Vollmachten des Ministerrates der UdSSR, der zweig­
leitenden Ministerien und der Staatlichen Komitees, die 
die zwischenzweigliche Leitung ausüben, sowie der recht­
schützenden Organe festgelegt.

Das Prestige des Gesetzes bei der Regelung des Status 
der staatlichen Organe wurde erhöht. Während bisher je­
des dieser Organe in der Regel auf der Grundlage einer 
Verordnung tätig wurde, sieht jetzt die Verfassung der 
UdSSR vor, daß Gesetze über den Ministerrat der UdSSR, 
über das Oberste Gericht, über die Staatsanwaltschaft, 
über die Volkskontrolle, über das Staatliche Schiedsgericht 
usw. erlassen werden.

Die nichtstaatlichen Subjekte des politischen Systems

In der Verfassung wurde auch die Stellung der nichtstaat­
lichen Subjekte des politischen Systems bestimmt.

In Art. 6 heißt es, daß die führende und lenkende Kraft 
der sowjetischen Gesellschaft, der Kern ihres politischen 
Systems, der staatlichen Organe und gesellschaftlichen Or­
ganisationen die KPdSU ist. Die Partei verleiht dem 
Kampf des Sowjetvolkes für den Sieg des Kommunismus 
planmäßigen, wissenschaftlich begründeten Charakter. 
Ihre lenkende Rolle verwirklicht die Kommunistische 
Partei nicht durch Machtanwendung, sondern durch ihre 
hohe politische Autorität und ihren ideologischen Einfluß 
unter den Massen. Alle Parteiorganisationen wirken im 
Rahmen der Verfassung der UdSSR.

Es wurde der verfassungsmäßige Status der gesell­
schaftlichen Organisationen bestimmt. Einerseits wird ihre 
Selbständigkeit und ihre Bildung in Übereinstimmung mit 
den Zielen des kommunistischen Aufbaus und den Inter­
essen der Werktätigen, ihre Tätigkeit auf der Grundlage 
der Statuten hervorgehoben (Art. 7 und 51); andererseits 
wird festgelegt, daß die gesellschaftlichen Organisationen 
an der Leitung staatlicher und gesellschaftlicher Angele­
genheiten, an der Lösung der politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Fragen mitwirken. Dazu werden 
sie mit weitreichenden Rechten ausgestattet.

Art. 8 der Verfassung der UdSSR ist den Arbeitskollek­
tiven gewidmet, die die Verbindung der produktiven Ar­
beit der Bürger mit ihrer Mitwirkung an der Leitung si­
chern. Dabei wirkt das Arbeitskollektiv an der Erörterung 
und Entscheidung nicht nur von Fragen der Leitung der 
Betriebe und Einrichtungen, sondern auch von staatlichen 
und gesellschaftlichen Angelegenheiten mit.

Die Prinzipien der Leitung * *

Die neue Sowjetverfassung verankert die Prinzipien der 
Leitung in der sozialistischen Gesellschaft:

Die erste Gruppe von Prinzipien hat universelle Be­
deutung, z. B. die Prinzipien des demokratischen Zentra­
lismus und der sozialistischen Gesetzlichkeit, der Berück­
sichtigung der öffentlichen Meinung.

Die zweite Gruppe von Prinzipien ist mehr auf be­
stimmte Bereiche des staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens anwendbar. So wird in Art. 16 festgelegt, daß die 
Leitung der Wirtschaft auf der Grundlage der Pläne er­
folgt, das Zweig- und Territorialprinzip berücksichtigt so­
wie die zentrale Leitung mit der wirtschaftlichen Selbstän­
digkeit verbindet.

Die dritte Gruppe von Prinzipien ist vor allem für be­
stimmte Arten von Organen bezeichnend. Die Tätigkeit 
der Sowjets beruht z. B. auf der Kollektivität, Öffentlich­
keit und Rechenschaftslegung der vollziehenden Organe, 
auf der umfassenden Einbeziehung der Bürger und deren 
Informiertheit (Art. 94). Der Rechtsprechung ist das Prin­
zip der Unabhängigkeit der Richter und Volksbeisitzer 
und ihrer Unterordnung nur unter das Gesetz (Art. 155), 
der Staatsanwaltschaft ist der hierarchische Aufbau und 
die Unabhängigkeit von den örtlichen Organen eigen 
(Art. 166 und 168).

Die Bedeutung der Charakterisierung der genannten 
Prinzipien in der Verfassung besteht darin, daß die Praxis 

•des staatlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Aufbaus mit ihrer Hilfe stabile Orientierungen erhält. Da­
bei wird ihre Einhaltung auf Grund des normativen In­
halts der Prinzipien allgemeinverbindlich.

*

Auf diese Weise verankern und regeln die Verfassungs­
grundlagen der Leitung ihre Hauptelemente: Wesen, Ar­
ten, Ziele, System und Prinzipien. Die konsequente Ver­
wirklichung der Verfassungsbestimmungen ist nun zur 
wichtigsten praktischen Aufgabe geworden, da sie letztlich 
die Erhöhung der Effektivität der sozialen Leitung und 
ihre weitere Demokratisierung sichert. Zu diesem Zweck 
wird ein Komplex von Maßnahmen zur weiteren Vervoll­
kommnung der laufenden Gesetzgebung und zur Herbei­
führung ihrer Übereinstimmung mit der neuen Verfassung 
der UdSSR, zur Festigung der Gesetzlichkeit, zur Verbes­
serung der Tätigkeit der staatlichen Organe und gesell­
schaftlichen Organisationen, zur Sicherung der Entwick­
lung der Demokratie und der Realisierung der Rechte und 
Freiheiten der Sowjetbürger auf der Grundlage der Erhö­
hung ihrer Aktivität und Verantwortung für die übertra­
gene Aufgabe eingeleitet. Die neue Sowjetverfassung ist 
ein mächtiger Faktor des gesellschaftlichen Fortschritts.
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